Wie kann ich mein Vermögen, meine Immobilie und meine Kinder im Falle meiner Pflegebedürftigkeit vor dem Zugriff des Sozialhilfeträgers schützen?
-

Der Sozialhilferegress und Strategien zu seiner Vermeidung

I.
Begriffserläuterung, Darstellung der Rechtslage 

1. Sozialhilferegress

Hinter dem Begriff „Sozialhilferegress“ verbirgt sich eine besondere rechtliche Problemstellung. In Deutschland erhalten Personen, die ihre Lebensführung nicht selbst bestreiten können, in verschiedenen Formen durch die staatlichen Stellen, zumeist das Sozialamt oder eine ARGE. Dies gilt auch für den Fall, dass ein Mensch pflegebedürftig wird im Rahmen der Pflegestufen I, II oder III. 
Sollten die Kosten des Lebensunterhalts, aber insbesondere auch einer häuslichen oder gar einer stationären Pflege durch die eigene Rente oder das eigene Vermögen nicht gezahlt werden können, werden die Kosten, die der Betroffene (folgend: Hilfebedürftige) nicht allein aufbringen kann, zunächst vom Sozialamt getragen, damit diese (Pflege)leistungen zeitnah bezahlt werden können. Es findet eine „Vorfinanzierung“ statt. Das Sozialamt kann sich jedoch an den Betroffenen halten und von ihm diejenigen Zahlungen, die er selbst hätte tragen können, ersetzt verlangen nach den Vorschriften  des Sozialgesetzbuches (folgend SGB) XII (§§ 82, 90 ff SGB XII, am Ende des Textes befindlich). Dies ist auch gegenüber den Erben und Familienangehörigen möglich. In vielen Fällen kann es daher dazu kommen, dass die Immobilie der pflegebedürftigen Eltern verkauft werden muss, um die Pflege der Eltern zu finanzieren, oder die Kinder für die Pflegekosten ihrer Eltern aufkommen müssen, gar ihre eigene Immobilie verkaufen müssen (auch wenn die Immobilie zur eigenen Altersversorgung gedacht war) oder die Kinder seit Jahren keinen Kontakt mehr mit den Eltern hatten oder familiäre Probleme bestehen. Dieses Verlangen des Sozialhilfeträgers an die Betroffenen selbst, bzw. ihre Kinder oder Erben, für bereits durch den Sozialhilfeträger geleistete Pflegekosten oder sonstige Sozialhilfekosten zu erstatten, nennt man „Sozialhilferegress“.

2. Nachranggrundsatz der Sozialhilfe

Diese Problematik beruht auf dem im deutschen Sozialrecht geltenden „Nachranggrundsatz“. Dieser besagt sinngemäß: Soweit jemand auf Grund einer besonderen Lebenssituation, beispielsweise auf Grund des Alters oder Erwerbsunfähigkeit auf öffentliche Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes angewiesen ist, ist muss der Hilfebedürftige zunächst in gewissem Umfang eigenes Einkommen sowie Vermögen einzusetzen hat. Erst wenn dieses eigene Vermögen nicht zur Deckung der entstehenden Kosten ausreicht, muss der Sozialhilfeträger die Kosten nicht nur vorfinanzieren, sondern auch am Ende wirklich tragen. Hilfeleistungen sind damit nachrangig gegenüber dem Einsatz der Arbeitskraft sowie dem Einsatz des Einkommens oder des Vermögens des Hilfesuchenden. Auch dessen Familie ist aber regelmäßig gefordert: Ansprüche des Hilfebedürftigen gegen andere, also zum Beispiel Unterhaltsverpflichtete, oder andere Sozialversicherungsträger beschneiden Ansprüche gegen die Sozialleistungsträger, der z.B. Pflegekosten vorfinanziert. 

Daher sind aufgrund familienrechtlicher Ansprüche auf Unterhalt, die nicht nur Kinder gegen ihre Eltern, sondern umgekehrt auch gerade Eltern im Alter gegen ihre Kinder haben, auch Kinder von Pflegebedürftigen in Gefahr, für diese ihr eigenes Vermögen einzusetzen. Dieser „Nachranggrundsatz“ wird in § 2 SGB XII festgehalten: 
Es erhält keine Sozialhilfe, „wer sich vor allem durch Einsatz seiner Arbeitskraft, seines Einkommens und seines Vermögens selbst helfen kann, oder wer die erforderlichen Leistungen von anderen, insbesondere von Angehörigen oder von Trägern anderer Sozialleistungen erhält“.
§ 2 SGB XII bildet damit die Grundlage dafür, dass gerade in Pflegefällen oder Fällen der Heimaufnahme die Inanspruchnahme Angehöriger für die Kosten der Pflege droht.  Es ist unbeachtlich, welcher Art diese Ansprüche des Hilfebedürftigen gegen seine Angehörigen ist: Sowohl gesetzlich geregelte Unterhaltsansprüche als auch Ansprüche des Hilfebedürftigen gegen seine Angehörigen aufgrund vertraglicher Vereinbarung oder  aufgrund irgendwelcher Vermögenszuwendungen sind betroffen.

3. Praktische Relevanz der Thematik 

Folglich betrifft der Problemkreis des „Sozialhilferegresses“ nicht nur die Pflegebedürftigen selbst, sondern auch deren Kinder und Erben. Sollten Sie selbst also über gewisses Vermögen verfügen und befürchten, dass dieses im Rahmen des „Sozialhilferegresses“ aufgebraucht werden könnte, oder sollten Sie eine spätere Inanspruchnahme Ihrer Kinder befürchten für Pflegekosten befürchten, so sollten Sie sich mit der Thematik auseinander setzen. Gleiches gilt für Kinder pflegebedürftiger Eltern, die eine Inanspruchnahme durch den Sozialhilfeträger befürchten.

In diesen Fällen ist Tätigkeit erforderlich: Es gibt in gewissem Rahmen Möglichkeiten, die Gefahr des „Sozialhilferegesses“ zu minimieren. Welche grundsätzlichen Ansätze hier gewählt werden können, soll der nachfolgende Text aufzeigen. 

Bitte beachten Sie aber: Das Problemfeld des „Sozialhilferegesses“ ist ein komplexes Thema, das auch von umfangreicher und zum Teil gar widersprüchlicher Rechtsprechung bestimmt wird. Dieses Dokument kann daher nur Denkansätze zur Lösung des Problems der Inanspruchnahme durch einen Sozialhilfeträger geben und ist nicht geeignet, eine für Ihren individuellen Fall optimale Lösung zu präsentieren. 
II: 
Was kann im Rahmen des Sozialhilferegresses verlangt werden?

Wie oben dargelegt, muss das Vermögen der Betroffenen, also des Hilfebedürftigen selbst oder das seiner Unterhaltsverpflichteten, eingesetzt werden.
1. Einsatz von Vermögen des Hilfebedürftigen selbst

Welches Vermögen einzusetzen ist, ergibt sich aus § 90 SGB XII (am Ende des Textes abgedruckt). 
Dort sind auch Vermögensgegenstände genannt, die als sogenanntes „Schonvermögen“ gelten und deren Einsatz nicht von der Gewährung von Sozialleistungen nach dem SGB XII abhängig gemacht werden dürfen. Das „Schonvermögen“ muss also nicht eingesetzt werden, bevor Sozialhilfe gewährt wird. Dabei handelt sich um folgendes Vermögen:

· Vermögen, das aus öffentlichen Mitteln zum Aufbau oder zur Sicherung einer

Lebensgrundlage oder zur Gründung eines Hausstandes erbracht wird,
· Kapital, das im Rahmen einer „Riesterrente“ bereitgestellt wird, 
· Sonstiges Vermögen, solange es nachweislich zur baldigen Beschaffung oder Erhaltung eines Hausgrundstückes im Sinne eines unter das Schonvermögen fallenden Hausgrundstückes bestimmt ist und dieses zu Wohnzwecken behinderter oder pflegebedürftiger Menschen dient oder dienen soll und dieser Zweck durch den Einsatz oder die Verwertung des Vermögen  gefährdet würde,
· angemessener Hausrat, entsprechend den Lebensverhältnissen des Hilfebedürftigen,
· Gegenstände, die zur Aufnahme oder Fortsetzung der Berufsausbildung oder der

Erwerbstätigkeit unverzichtbar sind,
· Familien- und Erbstücke, deren Veräußerung für die nachfragende Person oder ihre Familie eine besondere Härte bedeuten würde,
· Gegenstände, die zur Befriedigung geistiger, insbesondere wissenschaftlicher oder künstlerischer Bedürfnisse dienen und deren Besitz nicht Luxus ist,
· Kleinere Bargeldbeträge oder sonstiger Geldwerte,

· Ein angemessenes Hausgrundstück, das vom Hilfebedürftigen oder einer anderen, zu den leistungsberechtigten Personen gehörenden Personen allein oder zusammen mit Angehörigen ganz oder teilweise bewohnt wird und nach dem Tod des Hilfebedürftigen von seinen Angehörigen bewohnt werden soll. 
Über diesen Aspekt werden mit Abstand die meisten Prozesse geführt, in denen es regelmäßig um die Frage geht, ob eine Immobilie „angemessen“ ist oder nicht. Die Angemessenheit bestimmt sich nach der Zahl der Bewohner, deren Wohnbedarf, der Grundstücksgröße, der Hausgröße, den Zuschnitten der Ausstattung des Wohngebäudes sowie dem Wert des Grundstückes einschließlich des Wohngebäudes, das vom Hilfebedürftigen oder seinen Angehörigen bewohnt wird. Damit ist im Umkehrschluss auch klar: Immobilien, die eben nicht in vorgenannter Weise bewohnt werden, insbesondere vermietete Immobilien, sind regelmäßig nicht vom Schonvermögen umfasst und damit einzusetzen. Sie müssten im Ernstfall verkauft werden, um vom Erlös Pflegemaßnahmen zu bezahlen. 
Zu beachten ist hier weiter zu Gunsten der Hilfebedürftigen und ihrer Angehörigen: Der Einsatz des Vermögens kann dann nicht verlangt werden, wenn dies für den Hilfebedürftigen oder für seine unterhaltsberechtigten Angehörigen eine Härte bedeuten würde. Ob dies der Fall ist, liegt allerdings im Ermessen des Sozialhilfeträgers, dem folglich ein weiter Ermessensspielraum der Sozialhilfeträger zusteht. Die Beurteilung, ob eine Härte vorliegt oder nicht, ist daher vom Einzelfall abhängig und wird im Streitfall letztlich nur durch einen gerichtlichen Prozess zu klären sein. Man sollte sich nicht darauf verlassen, dass der Sozialhilfeträger zu den eigenen Gunsten von einer Härte ausgeht und damit bestimmtes Vermögen beim Hilfebedürftigen und seinen Angehörigen belässt. 
2. Von Unterhaltsverpflichteten, insbesondere Kindern und Ehegatten einzusetzendes Vermögen

Gemäß § 93 SGB XII (ebenfalls am Ende des Textes abgedruckt) kann der Sozialhilfeträger andere Personen, insbesondere Angehörige, zur Zahlung von Geldbeträgen, sogar zur „Versilberung“ des Vermögens der anderen Personen, in Anspruch nehmen.
Es bedarf hier es für den Übergang der Ansprüche einer schriftlichen Benachrichtigung der anderen Person, der sogenannten „schriftlichen Überleitungsanzeige“, § 93 Abs. 2 SGB XII.
Es kann daher jeder Anspruch übergeleitet werden, also nicht nur Geldansprüche, sondern auch Sachleistungen, mit Ausnahme solcher, die höchstpersönlicher Natur sind.
Dies betrifft insbesondere gesetzliche Unterhaltsansprüche des Leistungsberechtigten gegen Dritte, und zwar Ansprüche des Kindes gegen Eltern sowie, und das ist umgekehrt hier relevant, der Eltern gegen ihre Kinder. Damit wird die familienrechtliche Unterhaltspflicht von Verwandten hervorgehoben: Es gilt der Grundsatz, dass die Eltern die Kinder in deren jungen Jahren versorgen müssen und umgekehrt die Kinder verpflichtet sind, ihre Eltern im Alter (finanziell) zu unterstützen. Der Übergang erfolgt hier aber – als Ausnahme zu Vorstehendem - automatisch und bedarf gerade keiner schriftlichen Überleitungsanzeige. Es ist zwar auch hier eine schriftliche Mitteilung notwendig, aber diese zeigt dem Unterhaltsverpflichteten nur an, ab welchem Zeitpunkt seine Leistungen vom Sozialamt gefordert werden können. 
III.
Strategien zur Verhinderung oder zumindest Minimierung des Sozialhilferegresses, gegenüber Lebenden und gegenüber Erben des Sozialhilfeberechtigten
Es gibt eine Reihe von Möglichkeiten, das Vermögen des Hilfebedürftigen selbst, aber auch das des Unterhaltsverpflichteten, insbesondere das von Ehegatten und Kindern, zu schützen.  Zu beachten ist dabei, dass hier einerseits keine „Universallösung“ für Ihre individuelle Situation aufgezeigt werden kann, denn jeder Sachverhalt ist individuell. Es werden daher im Folgenden nur Lösungsmöglichkeiten und Strategien zur Problemvermeidung aufgezeigt. Sollten Sie einen der dargestellten Wege beschreiten wollen, sollten Sie sich unbedingt vorher anwaltlich beraten lassen. Andererseits ist das Problemfeld des „Sozialhilferegresses“ erst in den letzten Jahren relevant geworden. Dieses Rechtsgebiet ist also von vielen, sich teilweise widersprechenden Urteilen verschiedenster Gerichte geprägt, die Rechtsprechung kann sich also immer wieder einmal ändern. Es kann also sein, das einige der hier vorgestellten Lösungsansätze in einigen Jahren nicht mehr durchführbar sind.

1. Strategien unter Lebenden
a) Übergabeverträge, insbesondere Schenkungen, auch unter Gegenleistungsvorbehalt, Gefahr des § 528 BGB 

Eine Möglichkeit, dem Sozialhilfeträger den Zugriff auf eigenes Vermögen zu entziehen, besteht darin, sein Vermögen zu verkleinern: Dann gibt es nichts mehr, auf das der Sozialhilfeträger zugreifen könnte. Dies kann am einfachsten durch Schenkungen an Dritte, zumeist Angehörige, geschehen.

Hier ist aber zu beachten:

Es gibt einen Anspruch des Schenkers, bei seiner Verarmung das Geschenk zurück zu fordern, § 528 BGB. Diesen Anspruch kann der Sozialhilfeträger auf sich überleiten, vom Beschenkten das Geschenk zurück fordern und es schließlich verwerten. Dies ist der „Standardfall“, in dem die über Jahrzehnte abgezahlte Immobilie am Ende doch “unter den Hammer“ kommt.
Der Anspruch nach § 528 Abs. 1 S. 1 BGB erlischt auch nicht mit dem Tod des Schenkers, wenn der Anspruch bereits vor seinem Tod übergeleitet wurde oder noch vom Schenker (oder dem Sozialhilfeträger) zu Lebzeiten des Schenkers geltend gemacht wurde. Stirbt der Beschenkte, richtet er sich  gegen dessen Erben. Auch Konfusion (der Beschenkte wird Erbe des Schenkers) bringt den Anspruch nicht zum Erlöschen.

Kann der Schenker also seine Pflegekosten wegen des Geschenks nicht mehr bezahlen, liegt auch gerade der „klassische Fall“ der Verarmung vor, sodass eine reine Schenkung in der Regel nicht weiter hilft. Einen vertraglichen Ausschluss des Rückforderungsrechts im Rahmen des Schenkungsvertrages darf der Sozialhilfeträger ignorieren, sodass dieses Instrument ebenfalls nichts nützt. Das Vermögen kann aber beispielsweise verkauft werden. Dies schließt die Möglichkeit aus, das aus der Hand gegebene Gut als Beschenkter zurück geben zu müssen. Dann allerdings kann der Sozialhilfeträger Zugriff auf den Verkaufserlös fordern.
Daher sollten keine „reinen Schenkungsverträge“ geschlossen werden, sondern Gegenleistungen vom Beschenkten gefordert werden, beispielsweise monatliche Rentenzahlungen, persönliche Pflegeleistungen oder ähnliches, also Versorgungsrechte Nr. (siehe hierzu Nr. 2). Dann handelt es sich nicht mehr um eine „reine Schenkung“ mit der Folge, dass § 528 BGB nur eingeschränkt greift. Hierbei ist aber wiederum hervorzuheben: Die Gegenleistungen selbst können aber unter Umständen vom Sozialhilfeträger eingefordert werden, also kann er beispielsweise Rentenzahlungen einziehen. 

Es bestehen daher zwischen den verschiedenen Regressmöglichkeiten gewisse Wechselwirkungen:  Je weniger Versorgungsrechte für den Übergeber vereinbart werden, desto größer wird die Gefahr, dass der Sozialhilfeträger nach § 528 BGB vorgeht. Andererseits gilt: Je mehr Gegenleistungen vereinbart werden, die vom Wert der Zuwendung mindernd in Abzug gebracht werden können und damit den Regress nach § 528 BGB einschränken, desto eher besteht die Gefahr, dass auf diese Gegenleistungen selbst zugegriffen wird. 

b) Versorgungsrechte als Gegenleistung, Minimierung der Chance einer Inanspruchnahme aus § 528 BGB
Unter dem Begriff „Versorgungsrechte“ werden alle Gegenleistungen gefasst, die der Beschenkte dem Schenker zu erbringen hat. Dies können Einmalzahlungen sein, aber auch monatliche oder quartalsweise Zahlungen, die der Schenker für sich verwenden kann. Es kann hier auch ein Zweck vorgegeben werden, beispielsweise die Pflicht des Schenkers, diese Gelder zu bestimmten Zwecken (Zahlung von Pflegediensten) zu verwenden.  Daneben können auch sogenannte „Naturalleistungen“ geschuldet sein, also Erbringung von Pflegeleistungen, Fahrdienste zu Ärzten, Behörden etc. durch den Beschenkten selbst und schließlich die Pflicht, Pflegedienste und –heim ganz oder teilweise zu bezahlen, sollte der Schenker ein Pflegefall werden.

Auch kann an einer Immobilie ein Wohnungs-oder Nießbrauchsrecht vereinbart werden. Zwar kann der Sozialhilfeträger dann auf dieses zugreifen oder es verwerten, dies bringt jedoch einen erheblichen Vorteil im Hinblick auf eine etwa von diesem geforderte Veräußerung der Immobilie mit sich: Diese ist dann praktisch unverkäuflich, denn es wird sich kaum ein Käufer für ein Haus finden, das auf Lebzeiten des Schenkers für den Käufer durch Wohnungs- oder Nießbrauchsrecht blockiert und damit praktisch nicht nutzbar ist. Dann muss zwar der Beschenkte gegebenenfalls anderweitig Leistungen erbringen, aber zumindest nicht die Immobilie verkaufen. Auch können solche Nutzungsrechte wertmindernd bei der Berechnung des schenkungsweise erfolgten Werts der Zuwendung in Abzug gebracht werden, was die Höhe der Rückgabeverpflichtung minimiert. Dieses Vorgehen hat jedoch auch Nachteile, siehe Nr. 3.

Hier also wird deutlich, dass der Beschenkte in jedem Falle gewisse Leistungen erbringen sollte, um die Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme durch den Sozialhilfeträger zu minimieren. Der Vorteil dieser bereits bestimmten Leistungen ist aber, dass sie an die Leistungsfähigkeit des Beschenkten angepasst sind und er auch bestimmen kann, welche Art von Gegenleistung er schuldet. Wird er nämlich im Rahmen des Sozialhilferegresses in Anspruch genommen, so hat er regelmäßig in recht kurzer Frist einen erheblichen Geldbetrag zu zahlen.

c) Ausschluss und Begrenzungen des § 528 BGB

Der Anspruch an sich kann nicht mit Wirkung gegen den Sozialhilfeträger ausgeschlossen werden. Wird dies dennoch im Schenkungsvertrag vorgenommen, dann darf der Sozialhilfeträger dies ignorieren. 
Der Anspruch ist aber summenmäßig auf den Wert des Geschenks begrenzt. Hat also der Beschenkte also zum Beispiel 50.000 € geschenkt bekommen, muss er nur diese zurück geben, nicht mehr. 

Der Anspruch ist weiter ausgeschlossen, wenn zur Zeit des Eintritts der Bedürftigkeit  des Schenkers „seit der Leistung des geschenkten Gegenstandes” zehn Jahre gegangen sind, § 529 BGB. Maßgeblich ist danach der Eintritt des Leistungserfolgs. So beginnt bei Grundstücksschenkungen die Frist erst mit der Eigentumsumschreibung im Grundbuch, weshalb für zeitnahen Grundbuchvollzug zu sorgen ist. Zu beachten ist aber: Sollten insbesondere Wohnungs- und/oder Nießbrauchsrechte vereinbart worden sein, um eine Veräußerbarkeit der Immobilie zu erschweren, so beginnt die 10-Jahres-Frist erst dann zu laufen, wenn der Schenker diese nicht mehr ausübt. 
d) Sonderfall: Gesetzliche Unterhaltspflichten von Ehegatten und Kindern

Wie bereits oben besprochen, können der Ehegatte und insbesondere Kinder unterhaltspflichtig sein. Diese haben daher, unabhängig von Schenkungen und der Problematik des § 528 BGB, gegebenenfalls Zahlungen aus dem eigenen Vermögen zu erbringen, § 94 SGB XII. Diese Pflichten sind jedoch insoweit begrenzt, dass den Unterhaltsverpflichteten selbst eine angemessene Lebensführung möglich sein muss, dass sie selbst eine ausreichende Alters- und Pflegevorsorge treffen können und dass sie nicht so stark in Anspruch genommen werden dürfen, dass deren Kinder (also die Enkel)  nicht wiederum auf Unterhalt in Anspruch genommen werden. Welche Summe im Einzelfall zu zahlen ist, richtet sich hierbei nach der Höhe zu zahlenden Pflegekosten, der Finanzkraft des Unterhaltspflichtigen sowie der Anzahl und der Finanzkraft etwaiger anderer Unterhaltsverpflichteter. Es kann also sein, dass die vermögende Schwester alle Pflegekosten für den Vater zu zahlen hat, die verarmte Mutter und der verarmte Bruder aber nichts. Sollten Sie vor einem solchen Problem stehen, ist anwaltliche Hilfe notwendig.

e) Weitere Möglichkeiten und Risiken 

Weiter wird versucht, den Sozialhilferegress durch Klauseln zu vermeiden, nach denen der Übernehmer von Zahlungspflichten oder Rückgabeverpflichtungen nach § 528 BGB  frei wird, wenn er in einem Pflegeheim untergebracht wird oder sich nicht mehr auf dem übergebenen Anwesen aufhält. Auch hier gibt es jedoch gegebenenfalls Probleme. So sind solche Klauseln in der Rechtsprechung umstritten, wenn sie den Schenker rechtlos stellen, wenn der Übernehmer den Auszug zu vertreten hat (diesen also aus -dem Vertragsanwesen „hinausekelt“ oder sonst hinaus wirft. Weiter besteht die Gefahr, dass die leistungseinschränkende Klauseln als unwirksam angesehen werden könnten (wegen Sittenwidrigkeit nach § 138 BGB, oder als unzulässiger Vertrag zu Lasten Dritter, hier des Sozialhilfeträgers).  Sie sind auch im Ergebnis wirkungslos, wenn der Sozialhilfeträger andere Regressmöglichkeiten durchsetzt, (Schenkungsrückforderung, § 528 BGB oder wegen gesetzlichen Unterhaltspflichten, § 94 SGB XII)

2. Ansprüche gegen den Pflegebedürftigen als Erben und gegen Erben des Pflegebedürftigen
Das durch der Erbfolge erlangtes Vermögen, bzw. entsprechende erbrechtliche Ansprüche zunächst zur Begleichung von Lebenshaltungs- und Pflegekosten einzusetzen, bevor Sozialhilfe beansprucht werden kann.

a) Zugriff auf Erbschaft, Vermächtnis, Pflichtteil des Leistungsberechtigten

Die Hilfsbedürftigkeit entfällt, wenn ein Leistungsberechtigter durch Erbfolge die Stellung eines Erben erlangt und daher nun über eigenes Vermögen verfügt. Sollte der Verbrauch oder die Verwertung des Vermögens nicht sofort möglich sein  (beispielsweise auf Grund Erbstreitigkeiten), so besteht i.d.R. die Möglichkeit der Gewährung von Sozialhilfe in Form eines Darlehens, das dann später durch das ererbte Vermögen abgelöst wird.  Ist zugunsten des Leistungsberechtigten ein Vermächtnis angeordnet, so ist auch das hierdurch erlangte Vermögen einzusetzen. Insbesondere ein Geldvermächtnis ist ohne weiteres überleitungsfähig. Hier kann aber durch Testaments(oder Vermächtnis)vollstreckung ein Zugriff des Sozialhilfeträgers erschwert werden.
Der Sozialhilfeträger kann schließlich hier den Pflichtteilsanspruch des Hilfsbedürftigen gegen den/die Erben auf sich überleiten und geltend machen.

Noch nicht durch die Rechtsprechung geklärt ist die Frage, ob der Leistungsberechtigte den Zugriff des Sozialhilfeträgers auf potentielle Erbansprüche verhindern kann, wenn er die Erbschaft ausschlägt (und dadurch der Nachlass auf andere Erben, in der Regel andere Familienangehörige des Erblassers übergeht mit der Folge, dass dann nicht die Familie des Erblassers und des Erben, aber die Allgemein die Sozialhilfekosten trägt). Teilweise beurteilt die Rechtsprechung dies als sittenwidrig, teilweise nicht. 
b)
Zugriff gegen Erben des Hilfsbedürftigen

§ 102 SGB XII ermöglicht die sogenannte selbständige Erbenhaftung, also die Heranziehung der Erben zum Kostenersatz. Der Umfang des Ersatzanspruches ist auf die Kosten der Sozialhilfe innerhalb der letzten 10 Jahre vor dem Erbfall beschränkt und erlischt in drei Jahren nach dem Tod der leistungsberechtigten Person. Weiter ist die Haftung auf den Wert des Nachlasses beschränkt ist. Der Anspruch auf Kostenersatz ist ausgeschlossen, wenn

- der Wert des Nachlasses unter dem dreifachen Grundbetrag nach § 85 Abs.1 SGB XII (derzeit: 2.070 €, also insgesamt 6.210 € liegt),
- im Falle nicht nur vorrübergehender Pflege des Hilfebedürftigen durch einen mit diesem in häuslicher Gemeinschaft lebenden Ehegatten, Lebenspartner oder Verwandten dieser Erbe des Hilfsbedürftigen wird, wenn der Wert des Nachlasses unter 15.340,- € liegt

- die Inanspruchnahme des Erben eine besondere Härte bedeuten würde.

Auch hier kann durch eine sinnvoll angeordnete Testamentsvollstreckung der Zugriff des Sozialhilfeträgers auf den Erben erschwert werden.

